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Linksextremistische „Antifa nordost“ will CDU und SPD das „rassistische Maul stopfen“ und 

der Bezirk Pankow bewirbt dies? 
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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Ist dem Senat bekannt, dass die „Antifa nordost“ zu 

einer Gegendemonstration gegen eine Demonstrationen 

der Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 

am 01. Februar aufruft und unterstützt der Senat diese 

oder andere Demonstrationen der Antifa direkt und/ oder 

indirekt? 

 

Zu 1.: Der Aufruf der „Antifa Nordost“ war bekannt. 

Bei der Versammlungsbehörde waren drei Gegenver-

sammlungen gegen die Versammlungen der Nationalde-

mokratischen Partei Deutschlands (NPD) angemeldet.  

Bei der „Antifa Nordost“ handelt es sich um die 

„North East Antifascists“, eine der führenden linksextre-

mistischen Gruppierungen Berlins, mit dem Schwerpunkt 

„Antifa“-Aktivitäten im Nordosten der Stadt (siehe Berli-

ner Verfassungsschutzbericht 2015, Seite 126). Zu einer 

Unterstützung von Demonstrationen durch den Senat, zu 

denen von linksextremistischen Organisationen aufgeru-

fen wurde, liegen keine Erkenntnisse vor. 

 

 

2. Erhalten die Organisatoren dieser oder anderer Ge-

gendemonstrationen gegen NPD, Bärgida, Pegida o.ä. 

finanzielle oder sonstige Unterstützung seitens des Landes 

Berlins und / oder der Bezirke (bitte Auflistung nach 

Bezirken und der letzten drei Jahre)? 

 

Zu 2.: Die Antifa-Nordost erhält keine finanzielle Un-

terstützung aus einem Bezirkshaushalt und wird auch 

nicht anderweitig unterstützt.  

 

Insbesondere im Bezirk Pankow hat es jedoch in den 

letzten drei Jahren zahlreiche Gegendemonstrationen 

gegen NPD-Aufzüge gegeben. Verschiedene Parteien und 

zivilgesellschaftliche Gruppen rufen in Pankow regelmä-

ßig zu diesen Gegendemonstrationen auf. Dabei ist nicht 

auszuschließen, dass sich darunter auch andere Organisa-

tionen befinden, die durch das Bezirksamt finanziell oder 

anderweitig für ihre originäre Tätigkeit unterstützt wer-

den. Eine Erfassung, wer zu Gegendemonstrationen auf-

ruft, die Grundlage einer Auflistung wäre, erfolgt durch 

das Bezirksamt Pankow nicht. Derartige Konstellationen 

sind auch für andere Bezirksämter nicht auszuschließen. 

 

Direkte Unterstützungen im Sinne der Frage durch das 

Land Berlin erfolgen ebenfalls nicht.  

 

 

3. Ist dem Senat bekannt, dass seitens der Antifa dazu 

aufgerufen wird, CDU und SPD sowie anderen Parteien, 

die „rassistischen Mäuler zu stopfen“ und seitens des 

Landes Berlin und oder der Bezirke ebenfalls auf diese 

Seite mit dieser Gewaltandrohung offiziell hingewiesen 

wird (http://antifa-nordost.org)? 

 

Zu 3.: Derartige Aufrufe sind in der linksextremisti-

schen Szene Berlins – auch in noch schärferer Tonlage – 

nicht unüblich. Demokratischen Parteien wie der Christ-

lich Demokratischen Union (CDU) und der Sozialdemo-

kratischen Partei Deutschlands (SPD) wird ein vermeint-

lich „systemimmanenter“ „Rassismus der Mitte“ unter-

stellt. 

 

Offizielle Hinweise auf die benannte Internetseite sind 

hier nicht bekannt. Auch das Bezirksamt Pankow hat 

nicht offiziell auf die Seite http://antifa-nordost.org ver-

wiesen. Dort ist allerdings bekannt, dass eine Beschäftigte 

des Bezirksamtes eine E-Mail, in der dieser Hinweis ent-

halten war, weitergeleitet hat. Der Vorgang wurde intern 

ausgewertet, um eine Wiederholung eines derartigen 

Verhaltens Beschäftigter für die Zukunft zu verhindern. 

 

 

4. Wenn dies dem Senat bekannt ist: Was hat der Se-

nat gegen diesen ungeschönten Aufruf zur Gewalt unter-

nommen? 
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5. Wenn dies dem Senat nicht bekannt war: Was wird 

der Senat gegen diesen ungeschönten Aufruf zur Gewalt 

unternehmen? 

 

Zu 4. und 5.: Der Aufruf wurde der Staatsanwaltschaft 

Berlin vorgelegt.  

 

Es wurde eine Strafanzeige wegen des Verdachts eines 

Vergehens nach § 111 Strafgesetzbuch (StGB/ Öffentli-

che Aufforderung zu Straftaten) gefertigt. Die Ermittlun-

gen beim Polizeilichen Staatsschutz im Landeskriminal-

amt (LKA) Berlin dauern an. 

 

 

6. Wie wird der Senat sicherstellen, dass keine Mitar-

beiter des Landes und / oder der Bezirke Internetseiten 

der Antifa o.ä. Organisationen offiziell bewerben? 

 

Zu 6.: Zu den Grundpflichten der Beamtinnen und 

Beamten aus dem Beamtenverhältnis nach § 33 Beamten-

statusgesetz (BeamtStG) gehören die unparteiische und 

gerechte Aufgabenerfüllung und das Bekenntnis zur frei-

heitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 

Grundgesetzes. 

 

Auch bei politischer Betätigung haben Beamtinnen 

und Beamte diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu 

wahren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber der Allge-

meinheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres 

Amtes ergibt (§ 33 Absatz 2 BeamtStG). Damit wird 

zugleich ein hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamten-

tums im Sinne von Artikel 33 Absatz 5 Grundgesetz (GG) 

konkretisiert. 

 

Beamtinnen und Beamte dürfen demnach beispiels-

weise nicht Mitglied von Vereinen oder Organisationen 

sein oder für solche werben, die sich gegen die freiheitli-

che demokratische Grundordnung richten. 

 

Im Sinne der genannten Vorschriften haben sich be-

amtete Dienstkräfte eindeutig von Gruppen, Organisatio-

nen und Bestrebungen zu distanzieren, die den Staat, 

seine verfassungsmäßigen Organe und die geltende Ver-

fassungsordnung angreifen, bekämpfen oder diffamieren. 

 

Sie dürfen somit auch nicht Parteien und Vereinigun-

gen unterstützen, deren politische Zielsetzung mit den 

Grundprinzipien der Verfassung unvereinbar ist. Das gilt 

insbesondere für jene Parteien und Vereinigungen, deren 

Verfassungswidrigkeit im Falle einer Partei durch das 

Bundesverfassungsgericht, sonst durch Verbotsverfügung 

des Bundesministeriums des Innern oder der zuständigen 

obersten Landesbehörde festgestellt worden ist. 

 

Allgemeine Regelungen zur Überprüfung der Einhal-

tung dieser Pflichten während des Dienstverhältnisses 

bestehen nicht. 

 

 

 

 

 

 

Der Senat vertraut darauf, dass seine Beamtinnen und 

Beamten die eingegangenen Verpflichtungen einhalten. 

Sollte es im Einzelfall Anhaltspunkte dafür geben, dass 

dies nicht der Fall ist, sind disziplinarrechtliche Schritte 

zu prüfen. Zu dem Ergebnis eines Disziplinarverfahrens 

kann auch die Entfernung aus dem Dienst gehören. 

 

Auch die nichtbeamteten Beschäftigten des Landes 

Berlin sind der freiheitlichen demokratischen Grundord-

nung verpflichtet. Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 2 des Tarif-

vertrages für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 

sind sie verpflichtet, sich durch ihr gesamtes Verhalten 

zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sin-

ne des Grundgesetzes zu bekennen. Die Teilnahme an 

Bestrebungen, die sich gegen die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung richten, ist unvereinbar mit den 

Pflichten einer/eines Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes. Beschäftigte, die gegen  diese Grundsätze ver-

stoßen, müssen in diesen Fällen mit arbeitsrechtlichen 

Sanktionen, von der Abmahnung bis zur außerordentli-

chen Kündigung, rechnen. 

 

 

Berlin, den 09. Februar 2016 

 

 

In Vertretung 

 

Bernd Krömer 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 18. Feb. 2016) 

 


